
teidigers dem Angeklagten kein Recht gibt, die An­
beraumung einer neuen Hauptverhandlung zu ver­
langen. Selbstverständlich ist der Wahlverteidiger 
grundsätzlich verpflichtet, den Angeklagten, der ihn 
mit seiner Verteidigung beauftragt hat, persönlich zu 
vertreten. Wenn ihm das aber auf Grund mehrerer 
Termine zu gleicher Zeit nicht möglich ist, dann kann 
er immer noch einen Kollegen in Untervollmacht mit 
seiner Vertretung betrauen. Von dieser Möglichkeit 
wurde weder von der Verteidigung Gebrauch gemacht, 
noch hat die Strafkammer die Verteidigung darauf 
hingewiesen.

Die Verhinderung des Verteidigers vermag erst dann 
eine Vertagung zu begründen, wenn diese Möglich­
keit ausgeschöpft ist. Das Recht des Angeklagten auf 
Verteidigung muß auch trotz der Verhinderung seines 
Wahlverteidigers gewährleistet sein (§ 78 StPO).

(Mitgeteilt von Oberrichter Groß, 
Stadtgericht von Groß-Berlin)

A n m e r k u n g :
Ob der vorstehend abgedruckte Kritikbeschluß in 

seinem Kern falsch oder richtig war, kann nur nach 
Kenntnis der Akten und aller Umstände entschieden 
werden; in seiner Begründung bietet er Anlaß zu er­
heblichen Bedenken.

Das Strafverfahrensrecht der Deutschen Demokrati­
schen Republik gibt jedem Beschuldigten. und Ange­
klagten das Recht, sich einen Verteidiger aus der Zahl 
der in der Deutschen Demokratischen Republik zu­
gelassenen Rechtsanwälte zu wählen (§§ 74 Abs. 1, 75 
StPO). Die Möglichkeit der freien Wahl eines Ver­
teidigers ist eine der wesentlichsten Rechtsgarantien 
für den in ein Strafverfahren verwickelten Bürger und 
ein Kennzeichen dafür, daß das Strafverfahrensrecht 
eines Staates demokratisch ist. Für den Beschuldigten, 
insbesondere auch für sein Vertrauen zur gerichtlichen 
Entscheidung ist es von großer Bedeutung, daß er von 
einem Rechtsanwalt verteidigt werden kann, den er 
selbst ausgewählt hat und von dem er überzeugt ist, 
daß er seine Interessen bestmöglich wahmehmen 
wird. Dieses zwischen dem Beschuldigten und dem 
Verteidiger bestehende Vertrauensverhältnis müssen 
die Justizorgane anerkennen und bei allen Entschei­
dungen berücksichtigen. Sie müssen sich darüber im 
klaren sein, daß es dem Beschuldigten, der einen Wahl­
verteidiger beauftragt hat, nicht so sehr darauf an­
kommt, überhaupt durch irgendeinen Rechtsanwalt 
verteidigt zu werden, und schon gar nicht, daß den 
Erfordernissen der Strafprozeßordnung über die „not­
wendige Verteidigung“ nachgekommen wird, sondern 
daß er im wesentlichen wünscht, daß der Anwalt 

c seines Vertrauens seine Interessen wahmimmt.
Es mutet daher sonderbar an, daß das Stadtgericht 

seine Entscheidung mit darauf stützt, infolge der Ver­
tagung sei die Untersuchungshaft des Angeklagten un­
gerechtfertigt verlängert worden. Gewiß ist eine Ver­
längerung der Untersuchungshaft für den Beschuldig­
ten ein Übel; aber im vorliegenden Fall ist anzuneh­
men, daß ihm die Verlängerung der Untersuchungs­
haft gegenüber der Tatsache, in der Hauptverhandlung 
durch einen anderen Rechtsanwalt als seinen Wahl­
verteidiger verteidigt zu werden, als das „kleinere 
Übel“ erschienen ist.

Die Gründe des Kritikbeschlusses deuten auch dar­
auf hin, daß sich das Stadtgericht nicht voll über die 
Bedeutung der Fristvorschriften der StPO im klaren 
ist. Die strenge Einhaltung der Fristen dient der Wah­
rung der Gesetzlichkeit und den wohlverstandenen 
Interessen der Beschuldigten. Aber sie d i e n t  diesen 
Zwecken und ist nicht Selbstzweck. Fristüberschrei­
tungen können sehr wohl im Einzelfall, z. B. im Inter­
esse der Wahrheitserforschung oder auch im Interesse 
einer sachgemäßen Führung der Hauptverhandlung 
gerechtfertigt und erforderlich sein. Dann muß ihr 
Grund gern. § 181 Abs. 2 StPO vom Vorsitzenden in 
den Akten vermerkt werden. Diese Fristüberschrei­
tung muß der Vorsitzende allein verantworten und 
daher alle für oder gegen sie sprechenden Gründe 
sorgfältig abwägen.

Es ist durchaus möglich, einen Termin zu verlegen 
und dabei auch eine Fristüberschreitung in Kauf zu 
nehmen, weil ein Wahlverteidiger durch die Wahrneh­
mung anderer wichtiger Termine verhindert ist, zu dem

ursprünglich angesetzten Termin zu erscheinen. Es ist 
auch nicht unrichtig, daß der Vorsitzende einem Rechts­
anwalt soviel Vertrauen entgegenbringt, ihm zu glau­
ben, er werde infolge seiner Kenntnis der beiden in 
der Terminszeit konkurrierenden Sachen beurteilen 
können, bei welcher von ihnen eher eine Verlegung 
des Termins vertreten werden kann. Richtig ist in dem 
Kritikbeschluß ausgeführt, daß bei der Entscheidung 
über die Frage, ob eine Terminverlegung mit Frist­
überschreitung zu verantworten ist, auch die Möglich­
keit geprüft werden muß, daß sich der Wahlverteidi­
ger durch einen anderen Rechtsanwalt vertreten lassen 
kann. Das besagt aber nicht, daß in jedem Fall die 
Vertretung die zweckmäßigste Lösung des Dilemmas 
ist; das hängt von den konkreten Umständen des 
Falles, von der Qualifikation des Anwalts und seines 
Vertreters und in gewissem Grade auch von der Ein­
stellung des Angeklagten zu seinem Verteidiger ab.

Besonders bedenklich erscheint schließlich auch der 
Hinweis des Stadtgerichts auf die bereits vorhergegan­
gene Fristüberschreitung von über einer Woche. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob diese Überschreitung 
berechtigt war oder nicht; auf keinen Fall durfte sie 
sich dahin auswirken, zum Nachteil des Angeklagten 
von einer weiteren in seinem Interesse liegenden Frist­
überschreitung Abstand zu nehmen. Die Frage, ob der 
Termin zu verlegen war, weil der Wahlverteidiger ihn 
sonst nicht wahrnehmen konnte, war allein nach den 
oben dargelegten Gesichtspunkten zu prüfen und zu 
entscheiden. £>r. Heinrich L ö w e n t h a l ,

Oberrichter am Obersten Gericht

§ 153 StPO von 1877; § 38 Ziff. 1, § 46 Ziff. 2 ASchVO.
Zur Einstellung des Verfahrens nach § 153 StPO von 

1877 bei geringfügigen Verstößen gegen die VO zum 
Schutze der Arbeitskraft.

KrG Dresden (Stadtbez. II), Beschl. vom 23. Juli 1956 
- 2 Ds 81/56.

Der Angeklagte ist selbständiger Landwirt. Am 4. April 1956 
mittags suchten zwei Arbeitsschutzinspektoren seinen Betrieb 
auf, um ihn auf die Einhaltung der Arbeitsschutzbestim­
mungen hin zu überprüfen. Der Angeklagte verlangte von den 
Arbeitsschutzinspektoren, daß sie sich vorher hätten anmelden 
müssen, wenn sie eine Überprüfung vornehmen wollten. Er 
erklärte, daß er durch die Frühjahrbestellung stark in An­
spruch genommen sei und keine zeit habe. Er verweigerte den 
Arbeitsschutzinspektoren die Besichtigung des Betriebes in 
seiner Abwesenheit und forderte sie auf, seinen Hof zu ver­
lassen.

Da der Angeklagte einer Aufforderung, vor der Arbeits­
schutzinspektion des Rates der Stadt zu erscheinen, nicht 
Folge leistete, wurde ihm eine Ordnungsstrafe in Höhe von 
50 DM auferlegt.

Der Staatsanwalt erhob außerdem Anklage wegen Verstoßes 
gegen die §§ 38, 46 der VO zum Schutze der Arbeitskraft. Nach 
der Eröffnung des Hauptverfahrens hat der Staatsanwalt dann 
Antrag auf Einstellung des Verfahrens gern. § 153 StPO von 
1877 gestellt. Dem Antrag war stattzugeben.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte hat die Bestimmungen des § 38 Ziff. 1 

in Verbindung mit § 46 Ziff. 2 der VO zum Schutze 
der Arbeitskraft vom 25. Oktober 1951 (GBl. S. 957) 
verletzt. Sein Verhalten findet die Mißbilligung unseres 
Staates, denn es stellt eine Verletzung der staatlichen 
Disziplin und unserer Rechtsordnung dar.

Die Arbeitsschutzinspektoren haben die gesetzliche 
Pflicht, die Betriebe, auch die landwirtschaftlichen 
Betriebe, auf ihre technische Sicherheit und die Durch­
führung der Arbeitsschutzbestimmungen zu kontrollie­
ren sowie für die Verbesserung des Arbeitsschutzes zu 
sorgen. Sie haben gern., § 38 Ziff. 1 ASchVO das Recht, 
zu jeder Tages- und Nachtzeit Betriebe zu betreten und 
zu besichtigen sowie gern. Ziff. 2 von dem Betriebs­
leiter bzw. -inhaber Aufklärung über die den Arbeits­
schutz betreffenden Einrichtungen zu verlangen. Es ist 
rechtsirrig, wenn der Angeklagte glaubt, die Arbeits­
schutzinspektoren müßten sich vorher erst anmelden.

Verbietet ein Betriebsinhaber Arbeitsschutzinspek­
toren den Zutritt zu seinem Betrieb und hindert er sie 
auf diese Weise in der Erfüllung ihrer Aufgaben, so hat 
er mit strafrechtlichen Maßnahmen gern. § 46 ASchVO 
zu rechnen. Dies war auch bei dem Angeklagten der 
Fall.
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